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Gegenstand

Vorabentscheidungsersuchen — Hoge Raad der Nederlanden —
Auslegung von Art. 1 Abs. 1 der Verordnung (EG) Nr.
1206/2001 des Rates vom 28. Mai 2001 iber die Zusammen-
arbeit zwischen den Gerichten der Mitgliedstaaten auf dem Ge-
biet der Beweisaufnahme in Zivil- oder Handelssachen (ABI.
L 174, S. 1) — Anwendungsbereich — Anho6rung von Zeugen,
die auch Parteien des Ausgangsverfahrens und nicht in den
Niederlanden ansissig sind, durch die niederlindischen Gerichte
— Nationales Verfahrensrecht

Tenor

Die Bestimmungen der Verordnung (EG) Nr. 1206/2001 des Rates
vom 28. Mai 2001 iiber die Zusammenarbeit zwischen den Gerichten
der Mitgliedstaaten auf dem Gebiet der Beweisaufnahme in Zivil- oder
Handelssachen, insbesondere deren Art. 1 Abs. 1, sind dahin aus-
zulegen, dass das zustindige Gericht eines Mitgliedstaats, das eine in
einem anderen Mitgliedstaat wohnhafte Partei als Zeugen vernehmen
will, hinsichtlich der Durchfithrung der Zeugenvernehmung die Mog-
lichkeit hat, die betreffende Partei nach dem Recht seines Mitgliedstaats
vorzuladen und zu vernehmen.

(") ABL C 179 vom 18.6.2011.

Urteil des Gerichtshofs (Fiinfte Kammer) vom 6.
September 2012  (Vorabentscheidungsersuchen  des
Oberlandesgerichts Frankfurt am Main — Deutschland) —
Chemische Fabrik Kreussler & Co. GmbH/Sunstar
Deutschland GmbH, vormals John O. Butler GmbH

(Rechtssache C-308/11) (1)

(Richtlinie 2001/83/EG — Humanarzneimittel — Art. 1
Nr. 2 Buchst. b — Begriff ,Funktionsarzneimittel“ —
Definition des Begriffs ,,pharmakologische Wirkung*)

(2012/C 331/13)
Verfahrenssprache: Deutsch

Vorlegendes Gericht

Oberlandesgericht Frankfurt am Main

Parteien des Ausgangsverfahrens

Klagerin: Chemische Fabrik Kreussler & Co. GmbH

Beklagte: Sunstar Deutschland GmbH, vormals John O. Butler
GmbH

Gegenstand

Vorabentscheidungsersuchen — Oberlandesgericht Frankfurt am
Main — Auslegung von Art. 1 Nr. 2 Buchst. b der Richtlinie
2001/83/EG des Europiischen Parlaments und des Rates vom 6.
November 2001 zur Schaffung eines Gemeinschaftskodexes fiir
Humanarzneimittel (ABL L 311, S. 67) in der durch die Richt-

linie 2004/27/EG des Europdischen Parlaments und des Rates
vom 31. Mdrz 2004 (ABL L 136, S. 34) gednderten Fassung —
Einstufung eines Erzeugnisses als Arzneimittel — Mundspiilung
mit 0,12 % Chlorhexidin — Begriff der ,pharmakologischen
Wirkung*

Tenor

1. Art. 1 Nr. 2 Buchst. b der Richtlinie 2001/83/EG des Europdi-
schen Parlaments und des Rates vom 6. November 2001 zur
Schaffung eines Gemeinschaftskodexes fiir Humanarzneimittel in
der durch die Richtlinie 2004/27/EG des Europdischen Par-
laments und des Rates vom 31. Mdrz 2004 gednderten Fassung
ist dahin auszulegen, dass zur Definition des Begriffs ,pharmako-
logische Wirkung“ im Sinne dieser Bestimmung die Definition
dieses Begriffs in der von den Dienststellen der Kommission in
Zusammenarbeit mit den zustdndigen Behorden der Mitgliedstaa-
ten erstellten Leitlinie zur Abgrenzung der Richtlinie 76/768 iiber
kosmetische Mittel von der Richtlinie 2001/83 iiber Arzneimittel
beriicksichtigt werden kann.

2. Art. 1 Nr. 2 Buchst. b der Richtlinie 2001/83 in der durch die
Richtlinie 200427 gednderten Fassung ist dahin auszulegen, dass
vom Vorliegen einer ,pharmakologischen Wirkung* einer Substanz
im Sinne dieser Bestimmung nicht nur dann ausgegangen werden
kann, wenn es zu einer Wechselwirkung zwischen den Molekiilen
dieser Substanz und einem zelluldren Bestandteil des Korpers des
Anwenders kommt, sondern dass eine Wechselwirkung zwischen
dieser Substanz und einem beliebigen im Korper des Anwenders
vorhandenen zelluldren Bestandteil geniigt.

() ABL C 282 vom 24.9.2011.

Urteil des Gerichtshofs (Dritte Kammer) vom 6. September

2012 (Vorabentscheidungsersuchen des Legfels6bb Birésig

— Ungarn) — Gdbor Téth/Nemzeti Adé- és Vamhivatal
Eszak-magyarorszigi Regionilis Adé Féigazgatésiga

(Rechtssache C-324/11) ()

(Steuerrecht — Mehrwertsteuer — Richtlinie 2006/112/EG
— Art. 9 — Begriff ,,Steuerpflichtiger — Recht auf Vor-
steuerabzug — Verweigerung — Grundsatz der Steuerneutra-
litit — Rechnungsaussteller, der im Einzelunternehmerregis-
ter geloscht wurde — Rechnungsaussteller, der der Pflicht
nicht nachgekommen ist, seine Mitarbeiter bei der Steuerver-
waltung anzumelden — Pflicht des Steuerpflichtigen, sich zu
vergewissern, dass sich der Rechnungsaussteller gegeniiber der
Steuerverwaltung vorschriftsgemifS verhalten hat)

(2012/C 331/14)
Verfahrenssprache: Ungarisch

Vorlegendes Gericht

Legfels6bb Birdsig
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Parteien des Ausgangsverfahrens

Klager: Gabor Téth

Beklagter: Nemzeti Ad6- és Vimhivatal Eszak-magyarorszagi
Regionalis Ad6 Fdigazgatdsiga

Gegenstand

Vorabentscheidungsersuchen — Magyar Koztdrsasdg Legfels6bb
Bir6sag (Ungarn) — Auslegung der Richtlinie 2006/112/EG des
Rates vom 28. November 2006 iiber das gemeinsame Mehr-
wertsteuersystem (ABL. L 347, S. 1) — Voraussetzungen der
Ausiibung des Vorsteuerabzugsrechts in der Praxis der nationa-
len Steuerverwaltungen — Pflicht des Steuerpflichtigen, die Ei-
genschaft des Ausstellers der Rechnung als Steuerpflichtiger so-
wie die Ordnungsmifigkeit der Rechtsbezichungen zwischen
diesem und seinen Beschiftigten, die die in Rechnung gestellten
Arbeiten ausfithren, und deren steuerliche Situation zu priifen

Tenor

1. Die Richtlinie 2006/112/EG des Rates vom 28. November
2006 iiber das gemeinsame Mehrwertsteuersystem und der Grund-
satz der Steuerneutralitit sind dahin auszulegen, dass es der Steu-
erbehorde untersagt ist, einem Steuerpflichtigen das Recht auf
Abzug geschuldeter oder entrichteter Mehrwertsteuer fiir ihm er-
brachte Dienstleistungen allein mit der Begriindung zu verweigern,
dass dem Aussteller der Rechnung die Einzelunternehmerlizenz
entzogen worden sei, bevor er die fraglichen Dienstleistungen er-
bracht oder die betreffende Rechnung ausgestellt habe, wenn diese
alle nach Art. 226 der Richtlinie vorgeschriebenen Angaben ent-
halt, insbesondere diejenigen, die zur Bestimmung des Ausstellers
der Rechnung und der Art der erbrachten Dienstleistungen
erforderlich sind.

2. Die Richtlinie 2006/112 ist dahin auszulegen, dass es der Steu-
erbehorde untersagt ist, einem Steuerpflichtigen das Recht auf
Abzug geschuldeter oder entrichteter Mehrwertsteuer fiir ihm er-
brachte Dienstleistungen mit der Begriindung zu verweigern, dass
der Aussteller der Rechnung iiber diese Dienstleistungen die von
ihm eingesetzten Arbeithehmer nicht angemeldet habe, ohne dass
diese Behirde anhand objektiver Umstdnde nachweist, dass der
Steuerpflichtige wusste oder hdtte wissen miissen, dass der zur
Begriindung des Rechts auf Vorsteuerabzug angefiihrte Umsatz
in eine vom Rechnungsaussteller oder einem anderen Wirtschafts-
teilnehmer auf einer vorhergehenden Umsatzstufe der Leistungs-
kette begangene Steuerhinterziehung einbezogen war.

3. Die Richtlinie 2006/112 ist dahin auszulegen, dass die Tatsache,
dass der Steuerpflichtige nicht iiberpriift hat, ob zwischen den auf
der Baustelle beschaftigten Arbeitnehmern und dem Rechnungs-
aussteller eine Rechtsbeziehung besteht und ob Letzterer diese Ar-
beitnehmer angemeldet hat, keinen objektiven Umstand darstellt,
der den Schluss zuldsst, dass der Empfanger der Rechnung wusste
oder hitte wissen miissen, dass er sich an einem Umsatz beteiligte,
der in eine Mehrwertsteuerhinterziechung einbezogen war, wenn er
iiber keine Anhaltspunkte verfiigte, die Unregelmdfigkeiten oder
Steuerhinterziehung in der Sphdre des Rechnungsausstellers ver-
muten liefen. Daher kann das Recht auf Vorsteuerabzug aufgrund
des genannten Umstands nicht verweigert werden, wenn die in der
Richtlinie vorgesehenen materiellen und formellen Voraussetzungen
fiir die Ausiibung dieses Rechts erfiillt sind.

4. Liefert die Steuerbehirde konkrete Anhaltspunkte fiir einen Betrug,
verbieten die Richtlinie 2006/112 und der Grundsatz der Steuer-
neutralitdt es nicht, dass das nationale Gericht auf der Grundlage
einer umfassenden Beurteilung des konkreten Falles priift, ob der
Aussteller der Rechnung den fraglichen Umsatz selbst ausgefiihrt
hat. Bei einem Sachverhalt wie dem des Ausgangsverfahrens darf
das Recht auf Vorsteuerabzug jedoch nur dann verweigert werden,
wenn die Steuerbehorde anhand objektiver Umstinde nachweist,
dass der Rechnungsempfinger wusste oder hdtte wissen miissen,
dass der zur Begriindung des Rechts auf Vorsteuerabzug ange-
fiihrte Umsatz in eine vom Rechnungsaussteller oder einem ande-
ren Wirtschaftsteilnehmer auf einer vorhergehenden Umsatzstufe
der Leistungskette begangene Steuerhinterziehung einbezogen war.

() ABL C 282 vom 24.9.2011.

Urteil des Gerichtshofs (Fiinfte Kammer) vom 6.

September 2012 — United States Polo Association/

Harmonisierungsamt fiir den Binnenmarkt (Marken,
Muster und Modelle)

(Rechtssache C-327/11 P) ()

(Rechtsmittel — Gemeinschaftsmarke — Verordnung (EG)

Nr. 40/94 — Art. 8 Abs. 1 Buchst. b — Verwechslungsgefahr

— Wortzeichen ,,U.S. POLO ASSN.“ — Widerspruch des
Inhabers der dlteren Wortmarke POLO-POLO)

(2012/C 331/15)
Verfahrenssprache: Englisch

Verfahrensbeteiligte

Rechtsmittelfiihrerin: United States Polo Association (Prozess-
bevollmichtigte: Rechtsanwiltin P. Goldenbaum)

Anderer Verfahrensbeteiligter: Harmonisierungsamt fiir den Bin-
nenmarkt (Marken, Muster und Modelle) (Prozessbevollmichtig-
ter: D. Botis)

Gegenstand

Rechtsmittel gegen das Urteil des Gerichts (Zweite Kammer)
vom 13. April 2011, United States Polo Association/HABM
(T-228/09), mit dem das Gericht die Klage der Anmelderin
der Wortmarke ,U.S. POLO ASSN.“ fiir Waren der Klassen 9,
20, 21, 24 und 27 auf Aufhebung der Entscheidung
R 886/2008-4 der Vierten Beschwerdekammer des Harmonisie-
rungsamts fiir den Binnenmarkt (HABM) vom 20. Mirz 2009
abgewiesen hat, mit der die Beschwerde gegen die Entscheidung
der Widerspruchsabteilung, die Anmeldung der genannten
Marke auf Widerspruch der Inhaberin des als Gemeinschafts-
marke und nationale Marke fiir Waren und Dienstleistungen
der Klassen 24, 35 und 39 eingetragenen Wortzeichens
,POLO-POLO“ teilweise zuriickzuweisen, zuriickgewiesen wor-
den war — Auslegung und Anwendung von Art. 8 Abs. 4 der
Verordnung (EG) Nr. 40/94 (jetzt Art. 8 Abs. 4 der Verordnung
[EG] Nr. 207/2009)



	Urteil des Gerichtshofs (Fünfte Kammer) vom 6. September 2012 (Vorabentscheidungsersuchen des Oberlandesgerichts Frankfurt am Main — Deutschland) — Chemische Fabrik Kreussler Co. GmbH/Sunstar Deutschland GmbH, vormals John O. Butler GmbH  (Rechtssache C-308/11)
	Urteil des Gerichtshofs (Dritte Kammer) vom 6. September 2012 (Vorabentscheidungsersuchen des Legfelsőbb Bíróság — Ungarn) — Gábor Tóth/Nemzeti Adó- és Vámhivatal Észak-magyarországi Regionális Adó Főigazgatósága  (Rechtssache C-324/11)
	Urteil des Gerichtshofs (Fünfte Kammer) vom 6. September 2012 — United States Polo Association/ Harmonisierungsamt für den Binnenmarkt (Marken, Muster und Modelle)  (Rechtssache C-327/11 P)

